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„Der Papst ist kein Linker, aber er spricht wie ein Linker“, erklärte Alexis Tsipras, nach-
dem er am 18. September 2014 von Papst Franziskus empfangen worden war.1 Gerade 
weil der Vorsitzende der Linkspartei Syriza als europäischer Politschreck galt, kam dem 
Treffen eine besondere Bedeutung zu. Dieser Versuch eines Schulterschlusses überraschte, 
da Syriza für eine konsequente Trennung von Staat und Kirche eintritt. Tsipras legte auch 
seinen Amtseid als Ministerpräsident am 26. Januar 2015 nicht wie üblich vor kirchlichen 
Würdenträgern auf die Bibel, sondern vor dem Staatspräsidenten auf die Verfassung ab.

Griechenland und die Eurokrise

Tsipras weiß den religiösen Faktor in der Politik trotzdem zu nutzen: Inmitten der Ver-
handlungen mit der Europäischen Union über weitere Finanzhilfen besuchte er vor dem 
Osterfest den russischen Präsidenten Wladimir Putin sowie das Oberhaupt der Russisch-
Orthodoxen Kirche. Bei den Begegnungen wurden symbolhaft die gemeinsamen orthodo-
xen Wurzeln und die „spirituellen“ Beziehungen der Länder betont.2 EU-Parlamentspräsi-
dent  Martin  Schulz  brachte  die  orthodoxe  Verbundenheit  mit  einer  Präferenz  für  die 
„gelenkte Demokratie“ Putins in Verbindung, was zu Protesten der orthodoxen Bischöfe in 
Deutschland führte, die sich gegen den Vorwurf der Unvereinbarkeit von Orthodoxie und 
Demokratie wandten.3 Die orthodoxe und katholische Prägung der Krisenstaaten und die 
protestantischen  Wurzeln  im  stabilen  Norden  beförderten  auch  die  Debatte  um  eine 
konfessionelle Dimension der Eurokrise.4 Nicht zuletzt machte eine deutsche Studie bei 
Protestanten eine kritischere Haltung zum Euro aus als bei Katholiken.5 In der Diskussion 
um die Staatsfinanzen Griechenlands stand häufig das Vermögen der Griechisch-Orthodo-
xen Kirche im Mittelpunkt. Das Kirchenoberhaupt Hieronymos II. bot dem griechischen 
Staat Erlöse aus Kirchenbesitz an.6 Zudem leistet die griechische Kirche trotz ihrer ambi-
valenten politischen Rolle nach wie vor immense soziale Unterstützung für Betroffene.7
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Papst Franziskus im Europäischen Parlament

Als zweiter Papst nach Johannes Paul II. (1989) besuchte Franziskus am 25. November 
2014 das Europaparlament und hielt im Plenum eine Ansprache. Bisher war der Papst in 
keinen Mitgliedstaat der Union gereist. Die Abgeordneten rief Franziskus auf, ein Europa 
zu bauen,  das  sich nicht  nur um die  Wirtschaft  drehe,  sondern  den  Menschen in den 
Mittelpunkt  stelle.  Oftmals  gleiche  Europa  zwar  einer  müden,  nicht  mehr  fruchtbaren 
Großmutter.  Angesichts  der  prägenden Kraft  Europas in  der  Geschichte solle  sich der  
Kontinent  aber  seines  wichtigen Beitrags  bewusst  und gestaltend  tätig werden.  Zudem 
warnte  der  Papst  mit  Blick  auf  die  Flüchtlingspolitik,  das  Mittelmeer  dürfe  nicht  „zu 
einem großen Friedhof“  werden.  Im Parlament  blieben  trotz  einer  Gegenveranstaltung 
eines  französischen  Sozialisten  nur  wenige  Abgeordnete  der  Rede  fern.  In  Straßburg 
sprach der Papst zudem vor dem Europarat.8

Der Dialog mit den Kirchen unter der neuen Europäischen Kommission

Die neue Kommission entwickelt die Formate des Dialogs mit den Kirchen fort, die Präsi-
dent José Manuel Barroso etabliert hat. Das bisher auch für den Dialog zuständige Bera-
tergremium für europäische Politik (BEPA) wurde von Jean-Claude Juncker aufgelöst und 
die Nachfolgeeinrichtung, das Europäische Zentrum für politische Strategie (EPSC), ist 
nicht mehr für den Dialog verantwortlich. In der Kommission liegt die Zuständigkeit für 
den Dialog nun beim Ersten Vizepräsidenten Frans Timmermans und in der Generaldirek-
tion „Justiz und Verbraucher“.9 Das jährliche „High Level Religious Leaders Meeting“ 
wurde erst nach den Anschlägen vom 7. Januar 2015 in Paris wieder aufgenommen. Folg-
lich fanden am 16. Juni 2015 ein Treffen Timmermans und des Vizepräsidenten des Euro-
paparlaments, Antonio Tajani, mit Religionsvertretern und am 2. Juni 2015 mit Weltan-
schauungsgemeinschaften zum Thema „Zusammenleben und mit  Meinungsverschieden-
heiten  positiv  umgehen“ statt.10 Trotz  Vorbehalte  der  Dialogpartner  und  entgegen  der 
bisherigen  Tradition  bevorzugt  Timmermans eine  gemeinsame Dialogveranstaltung mit 
Religions-  und  Weltanschauungsgemeinschaften.  Das  Europäische  Parlament  hingegen 
führte am 24. März 2015 zum ersten Mal den Dialog mit den Religionsgemeinschaften 
getrennt vom Dialog mit den Weltanschauungsgemeinschaften durch.11 Dabei zeigt sich 
ein problematisches Verständnis der EU-Institutionen von Religion und Dialog: Sie schei-
nen Religion eher als Ursache von Problemen wahrzunehmen und den Dialog als religi-
onspolitisches Instrument gesellschaftlicher Befriedung zu verstehen sowie sich selbst in 
der  Rolle  des  Organisators  eines  interreligiösen  Dialogs  zu  sehen.12 Die  EU-Verträge 
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sehen  jedoch einen  Dialog der  Union  mit  den  Religionsgemeinschaften  vor,  nicht  die 
Organisation eines Dialogs zwischen den Religionen. Fraglich bleibt angesichts der ge-
änderten Ressourcen die Zukunft der Dialogseminare zwischen der Kommission und den 
Kirchen. Die Treffen der christlichen Kirchen mit den Ratspräsidentschaften fanden in ge-
wohnter Weise statt.13 Im Parlament wurde eine „Intergroup“ zu Religionsfreiheit und reli-
giöser Toleranz gegründet.14

Flüchtlingsströme nach Europa

Die Zunahme der Flüchtlinge nach Europa und die schwierigen Fluchtbedingungen haben 
zu schweren Unglücken auf den Fluchtrouten und zu Problemen in den Aufnahmeländern 
geführt. Als allein im April 2015 weit mehr als 1000 Flüchtlinge ertranken, kritisierten die 
Kirchen die Europäische Union, sich zu wenig für die Rettung von Flüchtlingen zu enga-
gieren, und forderten, einen stärkeren Schwerpunkt auf die Rettung von Menschenleben zu 
legen, legale Zugangswege nach Europa zu eröffnen und die Fluchtursachen stärker zu 
bekämpfen.15 Die religiöse Problematik trat auch zwischen den Flüchtlingen zu Tage, als 
im April 2015 muslimische Flüchtlinge auf dem Mittelmeer Christen über Bord warfen.16 
Religiöse Konflikte setzen sich auch auf den Flüchtlingsrouten nach Europa fort.

Die europäische Dimension nationaler Entscheidungen

Das inzwischen beachtliche Maß an europäischer Öffentlichkeit zeigt sich auch darin, wie 
sehr nationale Wertentscheidungen die Debatten in anderen Ländern beeinflussen. So führ-
te das Referendum, mit dem Irland am 22. Mai 2015 die Öffnung der Ehe für homosex-
uelle Paare beschloss, europaweit zu ähnlichen Diskussionen, an denen die Kirchen betei-
ligt waren.17 In der Slowakei versuchte eine Initiative mit Unterstützung der katholischen 
Kirche, mit einem Referendum die Ehe als Partnerschaft zwischen Mann und Frau fest-
schreiben zu lassen, scheiterte jedoch an der erforderlichen Beteiligung.18

Die Anschläge um „Charlie Hebdo“ vom 7. Januar 2015 in Paris trafen auch einen jüdi-
schen Supermarkt. Dies warf die Frage nach der Sicherheit jüdischer Bürger in Frankreich 
und ganz Europa auf. Der israelische Ministerpräsident Benjamin Netanjahu rief die Juden 
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Presidency & Church Representatives,  16.1.2015, abrufbar unter: http://www.ceceurope.org/index.php?
id=1780 (letzter Zugriff: 7.9.2015).
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International Law, Oxford 2015, S. 164-184.
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Europäer wird zu einem Lackmustest für die europäischen Werte.“, 21.4.2015, abrufbar unter: http://www. 
comece.eu/site/de/unserearbeit/pressemeldungen/2015/article/8609.html  (letzter  Zugriff:  29.10.2015); 
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in Europa auf, nach Israel auszuwandern.19 Bundeskanzlerin Angela Merkel und Frank-
reichs Präsident François Hollande sicherten hingegen den jüdischen Bürgern Schutz zu, 
wie auch die Europäische Kommission der Verunsicherung entgegentrat.20 Tatsächlich hat 
sich aber die jüdische Auswanderung von Frankreich nach Israel innerhalb eines Jahres 
verdreifacht.  Demgegenüber  steht  eine  deutliche  Zunahme antisemitischer  Straftaten.21 
Auch christliche Kirchen mussten unter Polizeischutz gestellt werden, nachdem mehrere 
islamistische Anschläge vereitelt wurden. Trotz des laizistischen Charakters Frankreichs 
verkündete Ministerpräsident Manuel Valls: „Sich an einer Kirche zu vergehen, das be-
deutet, sich an einem Symbol Frankreichs zu vergehen.“22 Sowohl in Luxemburg23 als auch 
in Liechtenstein24 wird eine stärkere Trennung von Staat und Kirche angestrebt. Auf große 
Aufmerksamkeit stieß im Februar 2015 die Reform des bereits aus dem Jahre 1912 stam-
menden  Islamgesetzes  in  Österreich,  die  eine  ausländische  Finanzierung von  Imamen 
untersagt.25 Mit  den  Entwicklungen  bestätigt  sich  der  europäische  Trend  hin  zu  einer 
Kooperation von Kirche und Staat und einer Gleichbehandlung aller Religionen.26
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